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I.  Vorbemerkungen 

• Das Deutsche Verkehrsforum begrüßt den STIP mit Nachdruck. Die zügige 

Konkretisierung und effektive Umsetzung des Plans sind sehr wichtig. 

• Die Europäische Kommission stellt zutreffend fest, dass die Hürden für Produzenten 

und Abnehmer von nachhaltigen Kraftstoffen zu hoch sind. Aufgrund der 

Investitionsrisiken, der teilweise restriktiven, unklaren oder langfristig unsicheren 

Rahmenbedingungen ist der Aufbau einer großformatigen Produktion bisher 

unterblieben. 

• Nachhaltige Kraftstoffe sind ein elementarer Baustein der Transformation des 

Verkehrssektors. Verbesserte Unterstützungsmaßnahmen der EU und der 

Mitgliedstaaten sind dringend erforderlich. Der STIP muss wirksame Impulse für die 

Versorgung setzen und dazu beitragen, die Kostenlücke zwischen neuen 

nachhaltigen Kraftstoffen und konventionellen fossilen Kraftstoffen zu schließen. 

• Im Call for Evidence zum STIP kommt die elementare Bedeutung nachhaltiger 

Kraftstoffe für den Luft- und Seeverkehr zum Ausdruck. Die EU hat für diese beiden 

Sektoren verpflichtende Quoten für nachhaltige Kraftstoffe verankert. So, wie sich die 

Versorgungssituation gegenwärtig darstellt, werden diese Ziele verfehlt. Das ist nicht 

nur ein ernstes Risiko für den Transformationspfad, sondern auch für die 

Wirtschaftlichkeit und internationale Wettbewerbsfähigkeit der betroffenen 

europäischen Carrier.  

 

II.  Übergreifende Instrumente 

• Das DVF befürwortet EIB-Darlehen für die Produzenten von nachhaltigen 

Kraftstoffen. Die EIB sollte in die Lage versetzt werden, rückzahlbare 

Vorschussprogramme auszuschreiben und die Vergabe von Risikokapital für konkrete 

Dekarbonisierungsprojekte auszuweiten. 

• Auch europäisch abgestimmte Carbon Contracts for Difference können helfen, die 

vorhandenen Kosten und Risiken zu überbrücken. 

• Neben der Erhöhung der eigenen Produktion muss der Import nachhaltiger Kraftstoffe 

in die EU dringend angeschoben werden. Der Import wird künftig einen wesentlichen 

Teil der Nachfrage decken. Dafür müssen die Transport- und Speicherkapazitäten 

(z. B. Import-Terminals in den Häfen) bestehen und die Rahmenbedingungen 

stimmen. 

• Deutschland hat das Importinstrument H2Global aufgesetzt, das auf einer 

beiderseitigen Auktionierung basiert. Die EU sollte unter Einbeziehung der hierbei 

gewonnen Erfahrungen ein großvolumiges Instrument auf europäischer Ebene 

aufsetzen. Notwendig sind eine deutliche Erhöhung der Auftragswerte, Verlängerung 
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der Laufzeit, mehr Klarheit bei THG-Bilanzierung sowie die Reduzierung 

bürokratischer Lasten in der EU-Regulierung. 

• Die Anforderungen der RED müssen vereinfacht werden, um mehr 

Investitionssicherheit zu schaffen: Volle Flexibilität bei den Feedstocks, insbesondere 

bei biogenen Rohstoffen, unter gleichzeitiger Einhaltung von 

Nachhaltigkeitsstandards. Unter anderem ist der delegierte Rechtsakt für Low-

Carbon-Wasserstoff zu strikt in Bezug auf den zulässigen Feedstock. Nötig ist eine 

langfristig gesicherte Anerkennung von Rohstoffen, z. B. hinsichtlich der Nutzung von 

CO2 aus industriellen Punktquellen und beim Bezug von erneuerbarem Strom. 

• Die Mitgliedstaaten sollten verpflichtet werden, größere Anteile der ETS-Einnahmen 

für Dekarbonisierungsmaßnahmen zu allokieren, konkret für die Finanzierung von 

nachhaltigen Kraftstoffen im Verkehrssektor. 

• Der Zugang zum ETS-Innovationsfonds sollte erleichtert werden, damit mehr Projekte 

an dem Fonds partizipieren, die auf die Bereitstellung von alternativen Kraftstoffen 

abzielen. 

• Versorgungsinfrastruktur: Bei der anstehenden Überprüfung der europäischen AFIR 

müssen deutlich höhere Ambitionen für alle EU-Mitgliedstaaten verankert werden. 

• Die Kommission muss konkrete Maßnahmen gegen Carbon Leakage und 

Wettbewerbsverzerrungen ergreifen. Das betrifft insbesondere die europäischen 

Carrier des Luft- und Seeverkehrs. 

• Die Rahmenbedingungen und Maßnahmen der EU müssen stabil, pragmatisch und 

langfristig verlässlich sein.  

• Das DVF plädiert für eine frühzeitige Evaluierung der emissionsbezogenen 

Regulierungen im Verkehrssektor (u. a. ETS, Flottengrenzwerte, ReFuelEU Aviation, 

FuelEU Maritime, CBAM). Der sich abzeichnende fehlende Gleichklang zwischen 

Regulierung, Infrastruktur und Verfügbarkeit von Fuels erfordert eine frühzeitige 

Reaktion. 

• CEF und TEN-V sind unverzichtbare Instrumente, um die Nachhaltigkeit und Effizienz 

des europäischen Verkehrssystems weiter zu erhöhen. Die EU muss ihre 

Investitionen in diesen Bereichen ausbauen. 

• Auch im Ausbau des ÖPNV liegt ein erhebliches Nachhaltigkeitspotenzial, das noch 

stärker ausgeschöpft werden muss. Das schließt nachfragegesteuerte Angebote wie 

autonomes Ridepooling ein, die künftig einen relevanten Beitrag leisten können.  

 

III.  Ergänzende Punkte zu den einzelnen Verkehrsträgern 

Luftverkehr 

• Die SAF-Allowances (FEETS) im Luftfahrt-ETS sollten ausgeweitet und verlängert 

werden. 

• Eine Weiterentwicklung des SAF-Flexibilisierungsmechanismus hin zu einem 

Book&Claim-Anrechnungsmechanismus kann dazu beitragen, den SAF-

Markthochlauf kurz- und mittelfristig zu beschleunigen. Dabei muss sichergestellt 
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werden, dass EU-Standards aus der EU-Verordnung ReFuelEU Aviation und der 

RED III nicht auseinanderfallen, sondern harmonisiert und kompatibel sind. 

• Die Einführung einer europäischen, endzielbezogenen und zweckgebundenen 

Klimaabgabe stellt eine Möglichkeit dar, Wettbewerbsverzerrungen auszugleichen, 

Carbon Leakage zu vermeiden und den Hochlauf nachhaltiger Flugkraftstoffe sowie 

Forschungsförderung abzusichern und zu finanzieren. Alternativ könnte eine SAF-

Rebalancing-Gebühr eingeführt werden, die bei denjenigen Flugstrecken einen 

finanziellen Ausgleich vornimmt, die nicht der europäischen SAF-Quote unterliegen. 

• Wasserstofftechnologie für die Luftfahrt, die Entwicklung neuer emissionsarmer 

Flugzeuggenerationen, die Versorgungsinfrastruktur für Strom und alternative 

Flugkraftstoffe müssen in den Förderkonzepten der EU berücksichtigt werden. 

Schienenverkehr 

• Bei der Dekarbonisierung des Verkehrs kommt dem Verkehrsträger Schiene aufgrund 

seiner Energieeffizienz und Klimafreundlichkeit eine wichtige Rolle zu. Der STIP sollte 

daher auch Investitionen priorisieren, die die Kapazität des Schienenverkehrs 

erhöhen.  

• Dazu gehören z. B. das Europäische Eisenbahnverkehrsleitsystem (ERTMS), das 

Digitale Kapazitätsmanagement (DCM), die Digitale Automatische Kupplung (DAK) 

sowie weitere digitale Bahntechnologien wie z. B. Digital Twins. 

• Die weitere Elektrifizierung des Schienennetzes muss fortgeführt und beschleunigt 

werden. Neue Antriebstechnologien wie Wasserstoff-/Brennstoffzellen und 

batterieelektrische Antriebe im Schienenverkehr erfordern Unterstützung auf EU-

Ebene. 

Schiffsverkehr und Häfen 

• Investitionen in die Produktion und den Einsatz sauberer Schiffskraftstoffe müssen 

erleichtert werden. 

• Erforderlich ist außerdem eine EU-Förderung für die Entwicklung und Anschaffung 

emissionsarmer und innovativer Antriebstechnologien in der Schifffahrt. 

• Einnahmen aus dem EU-Seeverkehrs-ETS sind für diese Zwecke in den Sektor 

zurückzuführen.  

• Die EU muss die Häfen beim Aufbau der notwendigen Versorgungsinfrastruktur 

unterstützen. 

• Der STIP muss den Dekarbonisierungspfad der Binnenschifffahrt ebenso wie der 

Seeschifffahrt einbeziehen. First Mover und KMU müssen mit passenden 

Instrumenten gefördert werden. 

Straßenverkehr 

• Nachhaltige Kraftstoffe sind als strategischer Baustein für den Klimaschutz bei 

schweren Nutzfahrzeugen und bei der Defossilisierung des Pkw-Bestands 

erforderlich. Ein hoher Anteil an Fahrzeugen mit Verbrennungsmotoren wird weiter in 

Nutzung sein. Ohne erneuerbare Kraftstoffe sind deren Emissionen nicht reduzierbar. 
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• Wasserstofffahrzeuge können bei Pkw, leichten und schweren Nutzfahrzeugen sowie 

Bussen eine relevante Rolle spielen. Für diese Fahrzeuge bilden erneuerbare 

Kraftstoffe und deren Versorgungsinfrastruktur die notwendige Grundlage. 

• Umsetzung von Erwägungsgrund 11 der CO2-Flottenregulierung: Fahrzeuge, die 

nachweislich und ausschließlich mit CO₂-neutralen Kraftstoffen betrieben werden, 

können einen relevanten Beitrag zur Emissionssenkung leisten. 

• Die Ladeinfrastruktur für elektrifizierte Pkw, Lkw, Stadt- und Fernlinienbusse ist ein 

elementarer Bestandteil des nachhaltigen Verkehrs. Um den Aufbau voranzutreiben, 

ist eine noch mehr Unterstützung seitens der EU nötig. 

• Im öffentlichen Personenverkehr bedarf es einer ausreichenden EU-Förderung des 

Infrastrukturaufbaus von Busflottenbetreibern sowohl im Nah- als auch Fernverkehr, 

um den Betrieb mit Elektrobussen sicherzustellen. 

*** 


